BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 07. Juni 2016, | B 6/15

Priifung des Vorliegens einer verdeckten Gewinnausschiittung i.S. des & 8 Abs. 3 Satz 2 KStG - Unbeachtlichkeit des
Zuflusses des Bezugs beim Gesellschafter - Keine grundsatzliche Bedeutung

BFH I. Senat

KStG § 8 Abs 35S 2, EStG§ 20 Abs 1 Nr1 S 2, FGO & 115 Abs 2 Nr 1, EStG VZ 2009, EStG VZ 2010, EStG VZ 2011, KStG
VZ 2009, KStG VZ 2010, KStG VZ 2011

vorgehend Finanzgericht Baden-Wirttemberg , 21. Dezember 2014, Az: 6 K 769/14
Leitsatze

NV: Fur die Frage einer auRerbilanziellen Hinzurechnung im Rahmen einer verdeckten Gewinnausschiittung (vGA) i.S. des
§ 8 Abs. 3 Satz 2 KStG ist insbesondere zu beurteilen, ob ein Vermdgensvorteil zugewendet wurde, der bei der Sorgfalt
eines ordentlichen und gewissenhaften Geschaftsleiters einem Nichtgesellschafter nicht gewahrt worden ware. Davon zu
unterscheiden und nicht mehr von Relevanz fur den vGA-Tatbestand ist die Frage, ob und in welcher Hohe ein solcher
Bezug dem Gesellschafter zuflie3t (vgl. BFH-Rechtsprechung) .

Tenor

Die Beschwerde der Klagerin wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Finanzgerichts Baden-
Wirttemberg vom 22. Dezember 2014 6 K 769/14 wird als unzuldssig verworfen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat die Klagerin zu tragen.

Tatbestand

1 I An der Klagerin und Beschwerdefihrerin (Klagerin), einer GmbH, sind --neben einem weiteren Gesellschafter-- R
und H zu je 38 % beteiligt. Zur Bezahlung von Tantiemen Ubergab die Klagerin in den Streitjahren (2009 bis 2011)
insgesamt 404 Goldmiinzen der Deutschen Bundesbank mit einem Nennwert von 100 €, die sie zu dem jeweils
aktuellen Goldpreis zuzulglich eines Agios erworben hatte, an R und H. Ferner tibergab die Klagerin einmalig jeweils
sieben dieser Goldmuinzen an zwei leitende Angestellte als Pramienzahlung. Indem die Klagerin die Abgabe der
Goldmunzen mit deren nominellen Wert ansetzte, ergab sich als Differenz zu den Anschaffungskosten ein Aufwand
von insgesamt 142.051,27 €.

2 Nach einer Betriebsprufung beurteilte der Beklagte und Beschwerdegegner (das Finanzamt --FA--) den Aufwand als
verdeckte Gewinnausschittung (vGA) und erliefs am 30. Oktober 2013 entsprechend gednderte Korperschaftsteuer-,
Feststellungs- und Gewerbesteuermessbescheide fur die Streitjahre.

3  Das Finanzgericht (FG) Baden-Wirttemberg hat die nach erfolglosem Einspruchsverfahren eingelegte Klage mit
Urteil vom 22. Dezember 2014 6 K 769/14 als unbegriindet abgewiesen und die Revision nicht zugelassen.

4  Die Klagerin beantragt mit ihrer Beschwerde, die Revision gegen das FG-Urteil zuzulassen.

5 Das FA beantragt, die Beschwerde zuriickzuweisen.

Entscheidungsgrunde

6 II. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzuldssig. Die Klagerin hat die Voraussetzungen der geltend gemachten
Zulassungsgriinde nicht den Anforderungen des & 116 Abs. 3 Satz 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO) entsprechend
dargetan.
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1. Die Klagerin hat nicht in der gebotenen Weise dargelegt, dass die Rechtssache grundsatzliche Bedeutung (§ 115
Abs. 2 Nr. 1 FGO) hat.

Grundsatzliche Bedeutung kommt einer Rechtssache zu, wenn die fiir die Beurteilung des Streitfalls maf3gebliche
Rechtsfrage das (abstrakte) Interesse der Allgemeinheit an der einheitlichen Entwicklung und Handhabung des
Rechts beriihrt (Beschlisse des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 13. Januar 2005 1l B 171/03, BFH/NV 2005, 997; vom
31. Mai 2005 XI B 164/04, BFH/NV 2005, 1833; vom 3. Marz 2006 V B 80/05, BFH/NV 2006, 1250). Hierflir muss der
Beschwerdeflhrer zundchst eine bestimmte fur die Entscheidung des Streitfalls erhebliche abstrakte Rechtsfrage
herausstellen (BFH-Beschliisse vom 5. September 2011 X B 144/10, BFH/NV 2012, 3; vom 14. November 2011

111 B 8/11, BFH/NV 2012, 221), die im allgemeinen Interesse klarungsbedurftig und im kiinftigen Revisionsverfahren
klarungsfahig ist (BFH-Beschlisse vom 16. Januar 2007 X B 5/06, BFH/NV 2007, 720; vom 20. Oktober 2011

V B 17/11, BFH/NV 2012, 165).

Diese Anforderungen hat die Klagerin mit ihrer Beschwerdebegriindung nicht erfiillt. Soweit die Klagerin die
Rechtsfrage aufwirft, ob eine Auslegung des Begriffs der "Guter in Geld" in § 8 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) zulassig sei, die gesetzliche Zahlungsmittel ausschliefe und damit zu einer Einschrankung des
Nominalwertprinzips fuhre, was die Notwendigkeit der Bewertung des ausgeschlossenen "Geldes" bedinge, wodurch
die Moglichkeit zur Annahme einer vGA bestehe, hat sie die Klarungsfahigkeit nicht herausgearbeitet.

Ihrem Vorbringen ist insbesondere nicht schliissig zu entnehmen, inwiefern die Auslegung des & 8 Abs. 1 EStG fur
die Entscheidung des Rechtsstreits erheblich ist. Dies gilt auch, soweit dessen Grundsatze fiir das Vorliegen von
Betriebsausgaben i.S. des & 4 Abs. 4 EStG von Bedeutung sind. Zwischen den Beteiligten steht weder die Bemessung
der den Gesellschaftern und den leitenden Angestellten zugeflossenen Einnahmen in Streit noch die Hohe der im
Rahmen der Bilanz der Klagerin anzusetzenden Betriebsausgaben, die das FG --ebenso wie die Klagerin-- mit der
Differenz zwischen den sich aus dem jeweils maRgeblichen Goldpreis zuziiglich des Agios ergebenden
Anschaffungskosten auf der einen und dem Nominalwert der Munzen auf der anderen Seite berechnet. Vielmehr ist
fur die Frage einer auerbilanziellen Hinzurechnung im Rahmen einer vGA i.S. des & 8 Abs. 3 Satz 2 des
Korperschaftsteuergesetzes insbesondere zu beurteilen, ob ein Vermdgensvorteil zugewendet wurde, der bei der
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschaftsleiters einem Nichtgesellschafter nicht gewahrt worden
ware (standige Rechtsprechung des Senats, seit Urteil vom 16. Marz 1967 | 261/63, BFHE 89, 208, BStBL 111 1967,
626).

Die Ausfuhrungen der Klagerin, dass eine als Betriebsausgabe zu wertende Lohnzahlung zum Nominalwert nicht
gleichzeitig eine vGA einer Geschaftschance sein konne, erschopfen sich in der diesbeziiglichen Behauptung und
legen die Erheblichkeit der aufgestellten Rechtsfrage weder fiir den Begriff und die Bemessung des
Vermdgensvorteils noch fir den anzustellenden Fremdvergleich hinreichend dar. Dies gilt insbesondere vor dem
Hintergrund des Umstandes, dass die vGA lediglich die Eignung der bei der Korperschaft eingetretenen
Unterschiedsbetragsminderung, beim Gesellschafter einen sachlich korrespondierenden Bezug i.S. des & 20 Abs. 1
Nr. 1 Satz 2 EStG auszuldsen, voraussetzt (Senatsurteile vom 26. Juni 2013 | R 39/12, BFHE 242, 305, BStBL Il 2014,
174;vom 7. August 2002 | R 2/02, BFHE 200, 197, BStBL Il 2004, 131). Davon zu unterscheiden und nicht mehr von
Relevanz fiir den vGA-Tatbestand ist die Frage, ob und in welcher Hohe ein solcher Bezug dem Gesellschafter
zufliefdt (Senatsurteil vom 22. Februar 1989 | R 44/85, BFHE 156, 177, BStBL II 1989, 475; vgl. auch Senatsbeschluss
vom 21, Juli 2011 |1 B 27/11, BFH/NV 2011, 2116).

2. Die Klagerin hat nicht dargelegt, dass die Fortbildung des Rechts eine Entscheidung des BFH erfordert (8 115
Abs. 2 Nr. 2 Alternative 1 FGO). Auch diesbezuglich wurde --wie jedoch auch fiir den Zulassungsgrund der
Fortbildung des Rechts erforderlich (Senatsbeschlisse vom 1. Juli 2014 | B 193/13, BFH/NV 2014, 1774; vom
11. September 2013 | B 17/13, BFH/NV 2014, 184)-- die Klarungsfahigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage nicht
herausgearbeitet.

3. Soweit die Klagerin die Verletzung des Untersuchungsgrundsatzes (§ 76 Abs. 1 FGO) mit der Begriindung rugt,
das FG habe im Rahmen der vGA fur die leitenden Angestellten ein Naheverhaltnis angenommen, ohne hieriiber
Beweis zu erheben, hat sie einen zur Zulassung der Revision fuhrenden Verfahrensmangel i.S. des § 115 Abs. 2 Nr. 3
FGO nicht schlissig geltend gemacht.

Wird ein Verstofs gegen die Sachaufklarungspflicht mit der Begriindung gerligt, das FG habe auch ohne

entsprechenden Beweisantritt von Amts wegen den Sachverhalt weiter aufklaren mussen, ist eine genaue Angabe
der Tatsachen erforderlich, die, obwohl kein Beweisantrag tibergangen wurde, den Mangel bei der Aufklarung des
Sachverhaltes erweisen. Zu diesen Tatsachen gehort vor allem die Bezeichnung der Beweismittel, die das FG nicht
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erhoben hat, deren Erhebung sich aber dem FG als Tatsachengericht auch ohne besonderen Antrag als noch
erforderlich hatte aufdrangen mussen. Dies erfordert nicht nur die genaue Angabe des Beweisthemas und der
Beweismittel, die das Gericht nicht berlicksichtigt hat. Geboten ist dariiber hinaus die Darlegung, welches Ergebnis
die unterlassene Beweisaufnahme nach Auffassung der Klagerin erbracht hatte und wieso dieses Ergebnis zu einer
anderen Entscheidung des FG hatte fiihren kdnnen (BFH-Beschliisse vom 29. Januar 2016 IX B 122/15, BFH/NV
2016, 773; vom 21. Marz 2006 X B 94/05, BFH/NV 2006, 1142; vom 19. Januar 2005 VII B 61/04, BFH/NV 2005,
921).

15 Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegriindung nicht gerecht. Insbesondere stellt die Klagerin weder
konkrete --fur die Beantwortung der rechtlichen Frage nach dem Bestehen eines Naheverhaltnisses bedeutsame--
Tatsachenbehauptungen auf, die sich bei einer weiteren Sachaufklarung voraussichtlich ergeben hatten. Noch wird
ausgefihrt, aus welchen Grunden sich dem FG hier die Erhebung der --von der Kldgerin nicht ndher bezeichneten--
Beweismittel hatte aufdrangen mussen.

16 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 3von 3


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201650297/

	Beschluss vom 07. Juni 2016, I B 6/15
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


